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LANDESGESETZBLATT

FUR NIEDEROSTERREICH

Jahrgang 2020 Ausgegeben am 17. April 2020

34. Gesetz. NO COVID-19-Gesetz

Der Landtag von Niederdsterreich hat am 16. April 2020 beschlossen:

Landesgesetz, mit dem die NO Gemeindeordnung 1973 (NO GO 1973), das NO
Stadtrechtsorganisationsgesetz (NO STROG), die NO Gemeinderatswahlordnung 1994
(NO GRWO 1994), das NO Gemeindeverbandsgesetz, das NO Gemeindewasserleitungs-
verbandsgesetz (NO GWLVG), das Gesetz Uber den Gemeindewasserleitungsverband der
Triestingtal- und Siidbahngemeinden, das NO Landes-Bedienstetengesetz (NO LBG), die
Dienstpragmatik  der  Landesbeamten 1972  (DPL  1972), das Landes-
Vertragsbedienstetengesetz  (LVBG), das NO  Gleichbehandlungsgesetz, die
NO Gemeindebeamtendienstordnung 1976 (GBDO), das NO Gemeinde-
Vertragsbedienstetengesetz 1976 (GVBG), die NO Gemeindebeamtengehaltsordnung 1976
(GBGO), das NO Landesverwaltungsgerichtsgesetz ~ (NO LVGG), das
NO Krankenanstaltengesetz (NO KAG), das NO Sozialhilfegesetz 2000 (NO SHG), das
NO Feuerwehrgesetz 2015 (NO FG 2015), das NO Pflichtschulgesetz 2018, das
NO Kindergartengesetz 2006, das NO Schul- und Kindergartenfondsgesetz, das
NO LandW|rtschaftskammergesetz das NO Landarbeiterkammergesetz und das
NO Volksbegehrens-, Volksabstimmungs- und Volksbefragungsgesetz (NO VVVG)
geandert werden (NO COVID-19-Gesetz)
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Artikel 1
Anderung der NO Gemeindeordnung 1973 (NO GO 1973)

Die NO Gemeindeordnung 1973, LGBI. 1000, wird wie folgt geéndert:

1. Im 8 44 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

»(4) Fir die Dauer aulergewohnlicher Verhiltnisse (z. B. das tégliche Leben der Allgemeinheit
einschrankende Malnahmen nach dem Epidemiegesetz 1950 oder Katastrophen) kann von der
Mindesthdufigkeit von Sitzungen im Sinne des Abs. 2 abgesehen werden.*

2. Im 8§ 51 wird folgender Abs. 6 angefugt:

»(6) Fir die Dauer der Geltung von Mafinahmen betreffend die COVID-19-Pandemie, langstens
jedoch bis zum 31.12.2020, ist eine Beschlussfassung im Umlaufweg oder, bei Vorliegen der technischen
Voraussetzungen, in einer Videokonferenz zuldssig. Zu einem solchen Beschluss ist die einfache
Mehrheit aller Mitglieder des Gemeinderates erforderlich, wenn jedoch fiir die betreffende Angelegenheit
strengere Mehrheitserfordernisse vorgesehen sind, deren Einhaltung. Zur Beschlussfassung im
Umlaufweg hat der Burgermeister den Beschlussantrag samt den erforderlichen Sachverhaltsunterlagen
unter Setzung einer Frist, die mindestens 5 Tage ab Ubermittlung der Beschlussunterlagen betragt, allen
iibrigen Gemeinderatsmitgliedern schriftlich zuzuleiten. Die Ubermittlung kann auch in jeder technisch
maoglichen Weise Ubermittelt werden, wenn das Mitglied des Gemeinderates dieser Ubertragungsart
zugestimmt hat. Diese haben ihre Stimme schriftlich mit Angabe des Datums der Entscheidung
abzugeben und an den Burgermeister innerhalb der von ihm gesetzten Frist zu Ubermitteln. Das Ergebnis
einer Beschlussfassung im Umlaufweg ist allen Gemeinderaten bekanntzugeben. Gegen-, Abénderungs-
und Zusatzantrage sind im Umlaufweg nicht mdéglich. Die im Wege eines Umlaufs sowie im Rahmen
einer Videokonferenz getroffenen Beschlisse sind an der Amtstafel oder auf der Homepage der
Gemeinde kundzumachen. Ausgenommen davon sind jene Gegenstande, die in einer nichtoffentlichen
Sitzung behandelt wurden. Auch Uber eine Beschlussfassung im Umlaufweg oder in einer
Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll zu fuhren, § 53 ist dabei sinngemdl anzuwenden. Bei der
Beschlussfassung im Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allféllige Stellungnahmen zu enthalten.*

3. Im § 56 wird folgender Abs. 4 angefligt:

»(4) Fiir die Dauer auBergewohnlicher Verhiltnisse (§ 44 Abs. 4) ist eine Beschlussfassung im
Umlaufweg oder, bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen, in einer Videokonferenz zuldssig. Zu
einem solchen Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder des Gemeindevorstandes erforderlich.
Zur Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Vorsitzende den Beschlussantrag samt den erforderlichen
Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens 5 Tage ab Ubermittlung der
Beschlussunterlagen betrédgt, allen Ubrigen Gemeindevorstandsmitgliedern schriftlich zuzuleiten. Die
Ubermittlung kann auch in jeder technisch méglichen Weise iibermittelt werden, wenn das Mitglied des
Gemeindevorstandes dieser Ubertragungsart zugestimmt hat. Diese haben ihre Stimme schriftlich mit
Angabe des Datums der Entscheidung abzugeben und an den Vorsitzenden innerhalb der von ihm
gesetzten Frist zu tibermitteln. Das Ergebnis einer Beschlussfassung im Umlaufweg ist allen Mitgliedern
des Gemeindevorstandes bekanntzugeben. Auch (ber eine Beschlussfassung im Umlaufweg oder in einer
Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll zu fiihren, Abs. 3 ist dabei sinngemaR anzuwenden. Bei der
Beschlussfassung im Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allféllige Stellungnahmen zu enthalten.*

4. Im 8 57 wird folgender Abs. 6 angeflgt:

»(6) Fir die Dauer auBergewohnlicher Verhiltnisse (§ 44 Abs. 4 ist eine Beschlussfassung im
Umlaufweg oder, bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen, in einer Videokonferenz zuldssig. Zu
einem solchen Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder des Gemeinderatsausschusses
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erforderlich. Zur Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Vorsitzende den Beschlussantrag samt den
erforderlichen Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens 5 Tage ab Ubermittlung
der Beschlussunterlagen betrégt, allen {brigen Ausschussmitgliedern schriftlich zuzuleiten. Die
Ubermittlung kann auch in jeder technisch méglichen Weise tibermittelt werden, wenn das Mitglied des
Gemeinderatsausschusses dieser Ubertragungsart zugestimmt hat. Diese haben ihre Stimme schriftlich
mit Angabe des Datums der Entscheidung abzugeben und an den Vorsitzenden innerhalb der von ihm
gesetzten Frist zu bermitteln. Das Ergebnis einer Beschlussfassung im Umlaufweg ist allen Mitgliedern
des Gemeinderatsausschusses bekanntzugeben. Auch uber eine Beschlussfassung im Umlaufweg oder in
einer Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll zu flihren, Abs. 5 ist dabei sinngem&l anzuwenden. Bei
der Beschlussfassung im Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allfillige Stellungnahmen zu enthalten.*

5. Im 8 59 wird folgender Abs. 3 angefigt:

»(3) Kann die 6ffentliche Kundmachung einer Verordnung nicht durch Anschlag an der Amtstafel
erfolgen (Abs. 1) oder kann die Verordnung nicht zur 6ffentlichen Einsicht aufgelegt werden (Abs. 2),
weil die Amtstafel oder die der Auflage dienenden Rdume des Gemeindeamtes aufgrund der Manahmen
betreffend die COVID-19-Pandemie nicht 6ffentlich zugédnglich sind, hat die Kundmachung durch
Verdffentlichung der Verordnung auf der Homepage der Gemeinde im Internet zu erfolgen. Die
Kundmachung muss auf der Startseite unmittelbar ersichtlich sein und der Beginn und das Ende der
Kundmachung miissen dauerhaft nachvollziehbar sein.*

6. Im § 64 wird folgender Abs. 4 angefligt:

»(4) Fiir die Dauer aulergewohnlicher Verhaltnisse (§ 44 Abs. 4) oder der Dauer der Geltung von
Malnahmen betreffend die COVID-19-Pandemie verlangert sich die Frist nach Abs. 1 um 12 Wochen.
Dauern die MalRnahmen betreffend die COVID-19-Pandemie (ber diesen Zeitraum hinaus an, kann die
Landesregierung durch Verordnung abweichende Fristen festlegen.*

7. Im 8 73 wird folgender Abs. 6 angefugt:

,»(6) Fiir die Dauer auBergewohnlicher Verhéltnisse (§ 44 Abs. 4) kann von der Frist zur Vorlage an
den Gemeinderat abgewichen werden. Die 6ffentliche Einsicht in den Entwurf ist in jeder technisch
moglichen Weise zu gewdhren.*

8. Im § 83 wird folgender Abs. 6 angefligt:

,»(6) Fiir die Dauer auBergewohnlicher Verhéltnisse (§ 44 Abs. 4) kann von der Frist zur Vorlage an
den Gemeinderat abgewichen werden. Die 6ffentliche Einsicht in den Entwurf ist in jeder technisch
moglichen Weise zu gewdhren.*

9. Im § 84 erhélt der bisherige Text die Bezeichnung Abs. 1. Folgender Abs. 2 wird angefiigt:

»(2) Von der in Abs. 1 genannten Frist kann fir die Dauer der Geltung von Mallnahmen betreffend
die COVID-19-Pandemie abgewichen werden. Diesfalls hat der Birgermeister der Landesregierung den
Entwurf des Rechnungsabschlusses vorzulegen. Liegt zu dem im Abs. 1 genannten Termin noch kein
Entwurf des Rechnungsabschlusses vor, hat der Biirgermeister die Landesregierung dartber unverziglich
zu informieren. Die Beschlussfassung des Gemeinderates (iber den Rechnungsabschluss hat in der Folge
so bald wie mdoglich zu erfolgen. Der vom Gemeinderat beschlossene Rechnungsabschluss ist
unverziiglich der Landesregierung vorzulegen. In der Niederschrift Gber die Sitzung des Gemeinderates,
in der der Rechnungsabschluss beschlossen wird, ist gesondert darauf hinzuweisen, ob sich gegeniiber
dem bereits tbermittelten Entwurf des Rechnungsabschlusses noch Veranderungen ergeben haben. Die
Niederschrift ist der Landesregierung unverziiglich vorzulegen.*

10. (Verfassungsbestimmung) Im & 98 wird folgender Abs. 4 angefiigt:
»(4) Wahlen im Umlaufweg oder in einer Videokonferenz (§ 51 Abs. 6) sind nicht zuléssig.*

11. (Verfassungsbestimmung) Im § 112 wird folgender Abs. 5 angefligt:

»(5) Eine Beschlussfassung nach Abs. 3 im Umlaufweg oder in einer Videokonferenz ist nicht
zulédssig.
12. (Verfassungsbestimmung) Im 8 120 wird folgender Abs. 3 angeflgt:

»(3) Fiir die Dauer der Geltung von MafBnahmen betreffend die COVID-19-Pandemie verlédngern
sich die Fristen nach § 96 Abs. 1, § 98 Abs. 1, § 112 Abs. 3 und § 115 um jeweils 12 Wochen. Dauern die
MaRnahmen betreffend die COVID-19-Pandemie (ber diesen Zeitraum hinaus an, kann die
Landesregierung durch Verordnung abweichende Fristen festlegen.*
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13. Im § 126 werden folgende Abs. 4 und 5 angefiigt:

»(4) (Verfassungsbestimmung) § 120 Abs. 3 in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020
tritt rickwirkend mit 16. Marz 2020 in Kraft. §98 Abs.4 und 8112 Abs.5 in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. § 98 Abs. 4,
§ 112 Abs. 5und § 120 Abs. 3 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auBer Kraft.

(5) 8§44 Abs. 4, 851 Abs. 6, § 56 Abs. 4, 8§ 57 Abs. 6, § 59 Abs. 3, § 64 Abs. 4, § 73 Abs. 6, § 83
Abs. 6 und § 84 Abs. 2 in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020 treten mit Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft. 8§ 51 Abs. 6, 8 59 Abs. 3, § 84 Abs. 2 und die Absatzbezeichnung des
§ 84 Abs. 1 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufler Kraft.

Artikel 2
Anderung des NO Stadtrechtsorganisationsgesetzes (NO STROG)

Das NO Stadtrechtsorganisationsgesetz, LGBI. 1026, wird wie folgt geandert:

1. Im § 10 wird folgender Abs. 3 angefligt:

»(3) Fiir die Dauer aul’ergewchnlicher Verhaltnisse (z. B. das tégliche Leben der Allgemeinheit
einschrédnkende MaRnahmen nach dem Epidemiegesetz 1950 oder Katastrophen) oder der Dauer der
Geltung von Malinahmen betreffend die COVID-19-Pandemie verléngert sich die Frist nach Abs. 1 um
12 Wochen. Dauern die MalRnahmen betreffend die COVID-19-Pandemie Uber diesen Zeitraum hinaus
an, kann die Landesregierung durch Verordnung abweichende Fristen festlegen.*

2. Nach 8§ 24 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefiigt:

,»(1a) Fir die Dauer auBergewohnlicher Verhaltnisse (§ 10 Abs. 3) kann von der Mindesthaufigkeit
von Sitzungen im Sinne des Abs. 1 abgesehen werden.*

3. Im § 28 wird folgender Abs. 5 angefigt:

»(5) Fir die Dauer der Geltung von Mafinahmen betreffend die COVID-19-Pandemie, langstens
jedoch bis zum 31.12.2020, ist eine Beschlussfassung im Umlaufweg oder, bei Vorliegen der technischen
Voraussetzungen, in einer Videokonferenz zuldssig. Zu einem solchen Beschluss ist die einfache
Mehrheit aller Mitglieder des Gemeinderates erforderlich, wenn jedoch fir die betreffende
Angelegenheit  strengere  Mehrheitserfordernisse  vorgesehen sind, deren Einhaltung. Zur
Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Burgermeister den Beschlussantrag samt den erforderlichen
Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens 5 Tage ab Ubermittlung der
Beschlussunterlagen betragt, allen (brigen Gemeinderatsmitgliedern schriftlich zuzuleiten. Die
Ubermittlung kann auch in jeder technisch moglichen Weise iibermittelt werden, wenn das Mitglied des
Gemeinderats dieser Ubertragungsart zugestimmt hat. Diese haben ihre Stimme schriftlich mit Angabe
des Datums der Entscheidung abzugeben und an den Birgermeister innerhalb der von ihm gesetzten Frist
zu Ubermitteln. Das Ergebnis einer Beschlussfassung im Umlaufweg ist allen Gemeinderaten
bekanntzugeben. Gegen-, Abanderungs- und Zusatzantrage sind im Umlaufweg nicht mdglich. Die im
Wege eines Umlaufs sowie im Rahmen einer Videokonferenz getroffenen Beschliisse sind an der
Amtstafel oder auf der Homepage der Gemeinde kundzumachen. Ausgenommen davon sind jene
Gegenstande, die in einer nichtdffentlichen Sitzung behandelt wurden. Auch Uber eine Beschlussfassung
im Umlaufweg oder in einer Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll zu fiihren, § 31 ist dabei
sinngemal anzuwenden. Bei der Beschlussfassung im Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allfallige
Stellungnahmen zu enthalten.*

4. Im § 34 wird folgender Abs. 8 angefiigt:

»(8) Fiir die Dauer auBergewohnlicher Verhéltnisse (8 10 Abs. 3) sowie in der schulfreien Zeit ist
eine Beschlussfassung im Umlaufweg oder, bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen, in einer
Videokonferenz zuléssig. Zu einem solchen Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder des
Gemeinderatsausschusses erforderlich. Zur Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Vorsitzende den
Beschlussantrag samt den erforderlichen Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens
5 Tage ab Ubermittlung der Beschlussunterlagen betragt, allen dbrigen Mitgliedern des
Gemeinderatsausschusses schriftlich zuzuleiten. Die Ubermittlung kann auch in jeder technisch
moglichen Weise (bermittelt werden, wenn das Mitglied des Gemeinderatsausschusses dieser
Ubertragungsart zugestimmt hat. Diese haben ihre Stimme schriftlich mit Angabe des Datums der
Entscheidung abzugeben und an den Vorsitzenden innerhalb der von ihm gesetzten Frist zu tbermitteln.
Das Ergebnis einer Beschlussfassung im Umlaufweg ist allen Mitgliedern des Gemeinderatsausschusses
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bekanntzugeben. Auch Uber eine Beschlussfassung im Umlaufweg oder in einer Videokonferenz ist ein
Sitzungsprotokoll zu fuhren, 831 ist dabei sinngem&BR anzuwenden. Bei der Beschlussfassung im
Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allfallige Stellungnahmen zu enthalten.

5. Im 8 37 wird folgender Abs. 8 angefigt:

»(8) Fiir die Dauer auBergewohnlicher Verhiltnisse (§ 10 Abs. 3) sowie in der schulfreien Zeit ist
eine Beschlussfassung im Umlaufweg oder, bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen, in einer
Videokonferenz zul&ssig. Zu einem solchen Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder des
Stadtsenates erforderlich. Zur Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Vorsitzende den Beschlussantrag
samt den erforderlichen Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens 5 Tage ab
Ubermittlung der Beschlussunterlagen betragt, allen ibrigen Mitgliedern des Stadtsenates schriftlich
zuzuleiten. Die Ubermittlung kann auch in jeder technisch moglichen Weise iibermittelt werden, wenn
das Mitglied des Stadtsenates dieser Ubertragungsart zugestimmt hat. Diese haben ihre Stimme schriftlich
mit Angabe des Datums der Entscheidung abzugeben und an den Vorsitzenden innerhalb der von ihm
gesetzten Frist zu Ubermitteln. Das Ergebnis einer Beschlussfassung im Umlaufweg ist allen Mitgliedern
des Stadtsenates bekanntzugeben. Auch Uber eine Beschlussfassung im Umlaufweg oder in einer
Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll zu fuhren, § 31 ist dabei sinngemdlR anzuwenden. Bei der
Beschlussfassung im Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allfdllige Stellungnahmen zu enthalten.*

6. Im 8 50 wird folgender Abs. 5 angefugt:

»(5) Kann die 6ffentliche Kundmachung einer Verordnung nicht durch Anschlag an der Amtstafel
erfolgen (Abs. 1) oder kann die Verordnung nicht zur &ffentlichen Einsicht aufgelegt werden (Abs. 2),
weil die Amtstafel oder die der Auflage dienenden R&ume aufgrund der Mallnahmen betreffend die
COVID-19-Pandemie nicht offentlich zugénglich sind, hat die Kundmachung durch Verdoffentlichung
der Verordnung auf der Homepage der Stadt im Internet zu erfolgen. Die Kundmachung muss auf der
Startseite unmittelbar ersichtlich sein und der Beginn und das Ende der Kundmachung miissen dauerhaft
nachvollziehbar sein.*

7. Im § 56 wird folgender Abs. 6 angefligt:

,»(6) Fur die Dauer auergewohnlicher Verhéltnisse (§ 10 Abs. 3) kann von den Fristen zur Vorlage
abgewichen werden. Die 6ffentliche Einsicht in den Entwurf ist in jeder technisch mdglichen Weise zu
gewdhren.*

8. Im § 67 werden folgende Abs. 6 und 7 angefiigt:

,»(6) Fir die Dauer aufergewohnlicher Verhaltnisse (8 10 Abs. 3) kann von der Frist zur Vorlage an
den Gemeinderat abgewichen werden. Die 6ffentliche Einsicht in den Entwurf ist in jeder technisch
mdglichen Weise zu gewahren.

(7) Von der in Abs. 2 genannten Frist kann fiir die Dauer der Geltung von Mafhahmen betreffend
die COVID-19-Pandemie abgewichen werden. Diesfalls hat der Birgermeister der Landesregierung den
Entwurf des Rechnungsabschlusses vorzulegen. Liegt zu dem im Abs. 1 genannten Termin noch kein
Entwurf des Rechnungsabschlusses vor, hat der Biirgermeister die Landesregierung dariiber unverziglich
zu informieren. Die Beschlussfassung des Gemeinderates Uber den Rechnungsabschluss hat in der
Folge so bald wie mdglich zu erfolgen. Der vom Gemeinderat beschlossene Rechnungsabschluss ist
unverziiglich der Landesregierung vorzulegen. In der Niederschrift (iber die Sitzung des Gemeinderates,
in der der Rechnungsabschluss beschlossen wird, ist gesondert darauf hinzuweisen, ob sich gegeniiber
dem bereits tbermittelten Entwurf des Rechnungsabschlusses noch Veranderungen ergeben haben. Die
Niederschrift ist der Landesregierung unverziiglich vorzulegen.*

9. Im § 79 wird folgender Abs. 5 angefligt:
»(5) Wahlen im Umlaufweg oder in einer Videokonferenz (§ 28 Abs. 5) sind nicht zuldssig.*

10. Im § 93 wird folgender Abs. 7 angefligt:

»(7) Eine Beschlussfassung nach Abs. 5 im Umlaufweg oder in einer Videokonferenz ist nicht
zuléssig.
11. Im § 98 wird folgender Abs. 3 angefugt:

»(3) Fiir die Dauer der Geltung von MafBnahmen betreffend die COVID-19-Pandemie verlédngern
sich die Fristen nach § 93 Abs. 3 und § 96 um jeweils 12 Wochen. Dauern die MalRnahmen betreffend die
COVID-19-Pandemie uber diesen Zeitraum hinaus an, kann die Landesregierung durch Verordnung
abweichende Fristen festlegen.*
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12. Im § 101 wird folgender Abs. 7 angefigt:

»(7) §98 Abs. 3 in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020 tritt riickwirkend mit
16. Marz 2020 in Kraft und tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufer Kraft. § 10 Abs. 3, §24
Abs. 1a, § 28 Abs. 5, 834 Abs. 8, § 37 Abs. 8, § 50 Abs. 5, §56 Abs. 6, § 67 Abs. 6 und Abs. 7, § 79
Abs. 5 sowie § 93 Abs. 7 in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020 treten mit Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft. 8§ 28 Abs. 5, § 50 Abs. 5, § 67 Abs. 7, 8 79 Abs. 5 und § 93 Abs. 7
treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auB3er Kraft.

Artikel 3

Verfassungsgesetz — Anderung der NO Gemeinderatswahlordnung 1994 (NO
GRWO 1994)

Die NO Gemeinderatswahlordnung 1994, LGBI. 0350, wird wie folgt geandert:
8§ 4 Abs. 1 lautet:

»(1) Die Landesregierung muss

a) innerhalb von zwei Monaten nach Selbstauflésung eines Gemeinderates oder Zustellung eines
Auflésungsbescheides die Neuwahl des Gemeinderates so rechtzeitig ausschreiben,

b) dass die Wahl spatestens innerhalb von sechs Monaten nach der (Selbst-) Auflésung des
Gemeinderates stattfindet.
Bei Elementarereignissen und bei Verkehrsbeschrankungen, die zur Bekdmpfung von Seuchen verfligt
werden, verlangert sich die Frist gemaR lit. a auf sechs Monate und die Frist gemas lit. b auf ein Jahr.
81 Abs.4 gilt mit der Malgabe sinngemdR, dass auch die Auflésung des Gemeinderates vom
Biirgermeister durch Anschlag an der Amtstafel kundgemacht werden muss.*

Artikel 4
Anderung des NO Gemeindeverbandsgesetzes

Das NO Gemeindeverbandsgesetzes, LGBI. 1600, wird wie folgt gedndert:

1. Im 8§ 8 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) Fir die Dauer der Geltung von Mafinahmen betreffend die COVID-19-Pandemie, langstens
jedoch bis zum 31.12.2020, ist eine Beschlussfassung im Umlaufweg oder, bei Vorliegen der technischen
Voraussetzungen, in einer Videokonferenz zuldssig. Zu einem solchen Beschluss ist die einfache
Mehrheit der Vertreter aller verbandsangehérigen Gemeinden erforderlich, wenn jedoch fir die
betreffende Angelegenheit strengere Mehrheitserfordernisse vorgesehen sind, deren Einhaltung. Zur
Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Verbandsobmann den Beschlussantrag samt den erforderlichen
Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens 5 Tage ab Ubermittlung der
Beschlussunterlagen betragt, allen lbrigen verbandsangehorigen Gemeinden schriftlich zuzuleiten. Die
Ubermittlung kann auch in jeder technisch mdglichen Weise erfolgen, wenn dieser Ubertragungsart
zugestimmt wurde. Die Stimmabgabe erfolgt schriftlich mit Angabe des Datums der Entscheidung und ist
dem Verbandsobmann innerhalb der von ihm gesetzten Frist zu Ubermitteln. Das Ergebnis einer
Beschlussfassung im Umlaufweg ist allen verbandsangehérigen Gemeinden bekanntzugeben. Gegen-,
Abénderungs- und Zusatzantrége sind im Umlaufweg nicht mdéglich. Die im Wege eines Umlaufs oder im
Rahmen einer Videokonferenz getroffenen Beschliisse sind an der Amtstafel oder auf der Homepage des
Gemeindeverbandes kundzumachen. Ausgenommen davon sind jene Gegenstidnde, die nur in einer
nichtoffentlichen Sitzung behandelt werden dirfen. Auch Uber eine Beschlussfassung im Umlaufweg
oder in einer Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll zu filhren. Bei der Beschlussfassung im
Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allfallige Stellungnahmen zu enthalten.*

2. Im § 9 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

»(7) Fir die Dauer auBergewohnlicher Verhiltnisse (z. B. das tégliche Leben der Allgemeinheit
einschrankende MaRnahmen nach dem Epidemiegesetz 1950 oder Katastrophen) st eine
Beschlussfassung im Umlaufweg oder, bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen, in einer
Videokonferenz zuldssig. Zu einem solchen Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder des
Verbandsvorstandes erforderlich. Zur Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Verbandsobmann den
Beschlussantrag samt den erforderlichen Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens
5 Tage ab Ubermittlung der Beschlussunterlagen betragt, allen Mitgliedern des Verbandsvorstandes
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schriftlich zuzuleiten. Die Ubermittlung kann auch in jeder technisch madglichen Weise ubermittelt
werden, wenn das Mitglied des Verbandsvorstandes dieser Ubertragungsart zugestimmt hat. Diese haben
ihre Stimme schriftlich mit Angabe des Datums der Entscheidung abzugeben und an den
Verbandsobmann innerhalb der von ihm gesetzten Frist zu Ubermitteln. Das Ergebnis einer
Beschlussfassung im Umlaufweg ist allen Mitgliedern des Verbandsvorstandes bekanntzugeben. Auch
uber eine Beschlussfassung im Umlaufweg oder in einer Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll zu
fuhren. Bei der Beschlussfassung im Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allfallige Stellungnahmen zu
enthalten.*

3. Im 8§ 27 wird folgender Abs. 3 angefigt:

»(3) Kann die Kundmachung einer Verordnung nicht an der Amtstafel des Gemeindeverbandes
erfolgen (Abs. 1) oder kann die Verordnung nicht zur 6ffentlichen Einsicht aufgelegt werden (Abs. 2),
weil die Amtstafel oder die der Auflage dienenden R&ume aufgrund der Malinahmen betreffend die
COVID-19-Pandemie nicht dffentlich zugéanglich sind, hat die Kundmachung durch Verdéffentlichung der
Verordnung auf der Homepage des Gemeindeverbandes zu erfolgen. Die Kundmachung muss auf der
Startseite unmittelbar ersichtlich sein und der Beginn und das Ende der Kundmachung miissen dauerhaft
nachvollziehbar sein.

Fur den Anschlag an den Amtstafeln der verbandsangehdrigen Gemeinden (Abs. 1 erster Satz) gilt § 59
Abs. 3 NO Gemeindeordnung 1973 sinngemaf.*

4. Im § 35 erhalt der bisherige Text die Bezeichnung Abs. 1. Folgender Abs. 2 wird angefligt:
»(2) § 8 Abs. 5und § 27 Abs. 3 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auBer Kraft.”

Artikel 5
Anderung des NO Gemeindewasserleitungsverbandsgesetzes (NO GWLVG)

Das NO Gemeindewasserleitungsverbandsgesetz, LGBI. 1650, wird wie folgt geandert:

1. Im 8 5 wird folgender Abs. 9 angefiigt:

»(9) @) Fir die Dauer der Geltung von MalRnahmen betreffend die COVID-19-Pandemie, langstens
jedoch bis zum 31.12.2020, ist eine Beschlussfassung im Umlaufweg oder, bei Vorliegen der technischen
Voraussetzungen, in einer Videokonferenz zuldssig. Zu einem solchen Beschluss ist die einfache
Mehrheit der Vertreter aller verbandsangehérigen Gemeinden erforderlich, wenn jedoch fir die
betreffende Angelegenheit strengere Mehrheitserfordernisse vorgesehen sind, deren Einhaltung. Zur
Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Verbandsobmann den Beschlussantrag samt den erforderlichen
Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens 5 Tage ab Ubermittlung der
Beschlussunterlagen betragt, allen lbrigen verbandsangehdrigen Gemeinden schriftlich zuzuleiten. Die
Ubermittlung kann auch in jeder technisch mdglichen Weise (ibermittelt werden, wenn dieser
Ubertragungsart zugestimmt wurde. Die Stimmabgabe erfolgt schriftlich mit Angabe des Datums der
Entscheidung und ist dem Verbandsobmann innerhalb der von ihm gesetzten Frist zu Ubermitteln. Das
Ergebnis einer Beschlussfassung im Umlaufweg ist allen verbandsangehérigen Gemeinden
bekanntzugeben. Gegen-, Abanderungs- und Zusatzantrage sind im Umlaufweg nicht mdglich. Die im
Wege eines Umlaufs oder im Rahmen einer Videokonferenz getroffenen Beschlisse sind an der
Amtstafel oder auf der Homepage des Gemeindeverbandes kundzumachen. Ausgenommen davon sind
jene Gegenstéande, die nur in einer nichtoffentlichen Sitzung behandelt werden diirfen. Auch tber eine
Beschlussfassung im Umlaufweg oder in einer Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll zu fiihren. Bei
der Beschlussfassung im Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allfallige Stellungnahmen zu enthalten.

b) Fiir die Dauer der Geltung von Malnahmen betreffend die COVID-19-Pandemie verlangert sich
die Frist nach Abs. 6 um drei Monate. Dauern die MalRnahmen betreffend die COVID-19-Pandemie uber
diesen Zeitraum hinaus an, kann die Landesregierung durch Verordnung abweichende Fristen festlegen.*

2. Im § 6 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

»(6) Fir die Dauer auergewdhnlicher Verhdltnisse (z. B. das tégliche Leben der Allgemeinheit
einschrankende Malnahmen nach dem Epidemiegesetz 1950 oder Katastrophen) kann von der
Mindesthaufigkeit von Sitzungen gemdaR Abs. 3 abgesehen werden und ist zudem eine Beschlussfassung
im Umlaufweg oder, bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen, in einer Videokonferenz zuléssig.
Zu einem solchen Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder des Verbandsvorstandes
erforderlich. Zur Beschlussfassung im Umlaufweg hat der VVerbandsobmann den Beschlussantrag samt
den erforderlichen Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens 5 Tage ab
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Ubermittlung der Beschlussunterlagen betragt, allen Mitgliedern des Verbandsvorstandes schriftlich
zuzuleiten. Die Ubermittlung kann auch in jeder technisch moglichen Weise ubermittelt werden, wenn
das Mitglied des Verbandsvorstandes dieser Ubertragungsart zugestimmt hat. Diese haben ihre Stimme
schriftlich mit Angabe des Datums der Entscheidung abzugeben und an den Verbandsobmann innerhalb
der von ihm gesetzten Frist zu Ubermitteln. Das Ergebnis einer Beschlussfassung im Umlaufweg ist allen
Mitgliedern des Verbandsvorstandes bekanntzugeben. Auch Uber eine Beschlussfassung im Umlaufweg
oder in einer Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll zu filhren. Bei der Beschlussfassung im
Umlaufeg hat das Sitzungsprotokoll allfallige Stellungnahmen zu enthalten.*

3. Im 8§ 12 wird folgender Abs. 5 angefigt:

»(5) Von der in Abs. 3 genannten Frist fir den Beschluss des Rechnungsabschlusses kann fir die
Dauer der Geltung von MaRnahmen betreffend die COVID-19-Pandemie abgewichen werden. Diesfalls
hat der Verbandsobmann der Landesregierung den Entwurf des Rechnungsabschlusses vorzulegen. Liegt
zu dem im Abs. 3 genannten Termin noch kein Entwurf des Rechnungsabschlusses vor, hat der
Verbandsobmann die Landesregierung darlber unverziglich zu informieren. Die Beschlussfassung der
Verbandsversammlung tiber den Rechnungsabschluss hat in der Folge so bald wie mdglich zu erfolgen.
Der von der Verbandsversammlung beschlossene Rechnungsabschluss st unverzlglich der
Landesregierung vorzulegen. In der Niederschrift (iber die Sitzung der Verbandsversammlung, in der der
Rechnungsabschluss beschlossen wird, ist gesondert darauf hinzuweisen, ob sich gegentiber dem bereits
ubermittelten Entwurf des Rechnungsabschlusses noch Verénderungen ergeben haben. Die Niederschrift
ist der Landesregierung unverziiglich vorzulegen.*

4. Im § 18 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) § 5 Abs. 9 lit. b in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020 tritt rlickwirkend mit
16. Mérz 2020 in Kraft; die Gbrigen Bestimmungen treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in
Kraft. 8 5 Abs. 9 und § 12 Abs. 5 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufler Kraft.

Artikel 6

Anderung des Gesetzes tiber den Gemeindewasserleitungsverband der Triestingtal- und
Sudbahngemeinden

Das Gesetz Uber den Gemeindewasserleitungsverband der Triestingtal- und Sldbahngemeinden,
LGBI. 1652, wird wie folgt geandert:

1. Im 8 5 wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) Fiir die Dauer der Geltung von Mafinahmen betreffend die COVID-19- Pandemie, I&ngstens
jedoch bis zum 31.12.2020, qgilt, dass die Beschlussfassung im Umlaufweg oder, bei Vorliegen der
technischen Voraussetzungen, in einer Videokonferenz zuléssig ist. Zu einem solchen Beschluss ist die
einfache Mehrheit der von den anwesenden Mitgliedern vertretenen Stimmen erforderlich, wenn jedoch
fur die betreffende Angelegenheit strengere Mehrheitserfordernisse vorgesehen sind, deren Einhaltung.
Zur Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Obmann den Beschlussantrag samt den erforderlichen
Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens 5 Tage ab Ubermittlung der
Beschlussunterlagen betragt, samtlichen Mitgliedern der Vollversammlung schriftlich zuzuleiten. Die
Ubermittlung kann auch in jeder technisch moglichen Weise iibermittelt werden, wenn das Mitglied der
Vollversammlung dieser Ubertragungsart zugestimmt hat. Diese haben ihre Stimme schriftlich mit
Angabe des Datums der Entscheidung abzugeben und an den Obmann innerhalb der von ihm gesetzten
Frist zu Ubermitteln. Das Ergebnis einer Beschlussfassung im Umlaufweg ist allen verbandsangehérigen
Gemeinden bekanntzugeben. Gegen-, Abédnderungs- und Zusatzantrdge sind im Umlaufweg nicht
mdoglich. Die im Umlaufweg oder im Rahmen einer Videokonferenz getroffenen Beschliisse sind an der
Amtstafel oder auf der Homepage des Gemeindeverbandes kundzumachen. Ausgenommen davon sind
jene Gegenstande, die in einer nichtéffentlichen Sitzung behandelt wurden. Auch (ber eine
Beschlussfassung im Umlaufweg oder in einer Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll (§ 14) zu fiihren.
Bei der Beschlussfassung im Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allféllige Stellungnahmen zu
enthalten.*

2. Im 8 8 werden folgende Abs. 6 und 7 angefugt:

»(6) Fur die Dauer auergewdhnlicher Verhdltnisse (z. B. das tégliche Leben der Allgemeinheit
einschrankende MaRnahmen nach dem Epidemiegesetz 1950 oder Katastrophen)
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a) ist eine Beschlussfassung im Umlaufweg oder, bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen,
in einer Videokonferenz zuldssig. Zu einem solchen Beschluss ist die einfache Mehrheit aller
Mitglieder des Vorstandes erforderlich. Zur Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Obmann
den Beschlussantrag samt den erforderlichen Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist,
die mindestens 5 Tage ab Ubermittlung der Beschlussunterlagen betragt, samtlichen
Vorstandsmitgliedern schriftlich zuzuleiten. Die Ubermittlung kann auch in jeder technisch
moglichen Weise (ibermittelt werden, wenn das Vorstandsmitglied dieser Ubertragungsart
zugestimmt hat. Diese haben ihre Stimme schriftlich mit Angabe des Datums der Entscheidung
abzugeben und an den Obmann innerhalb der von ihm gesetzten Frist zu bermitteln. Das
Ergebnis einer Beschlussfassung im Umlaufweg ist allen Mitgliedern des Vorstandes
bekanntzugeben. Auch (ber eine Beschlussfassung im Umlaufweg oder in einer Videokonferenz
ist ein Sitzungsprotokoll (§ 14) zu fihren. Bei der Beschlussfassung im Umlaufweg hat das
Sitzungsprotokoll allfallige Stellungnahmen zu enthalten;

b) kann von der Mindesthaufigkeit von Sitzungen gemaR § 9 Abs. 1 abgesehen werden.

(7) Fur die Dauer der Geltung von Mafnahmen betreffend die COVID-19-Pandemie verléngert sich
die Frist nach Abs. 4 um 12 Wochen. Dauern die MalRnahmen betreffend die COVID-19-Pandemie uber
diesen Zeitraum hinaus an, kann die Landesregierung durch Verordnung abweichende Fristen festlegen.*

3. Im 8§ 12 wird folgender Abs. 4 angefugt:

»(4) Von der in Abs. 1 genannten Frist fir den Beschluss des Rechnungsabschlusses kann fur die
Dauer der Geltung von MaRnahmen betreffend die COVID-19-Pandemie abgewichen werden. Diesfalls
hat der Verbandsobmann der Landesregierung den Entwurf des Rechnungsabschlusses vorzulegen. Liegt
zu dem im Abs. 1 genannten Termin noch kein Entwurf des Rechnungsabschlusses vor, hat der
Verbandsobmann die Landesregierung darlber unverziglich zu informieren. Die Beschlussfassung der
Verbandsversammlung tber den Rechnungsabschluss hat in der Folge so bald wie mdglich zu erfolgen.
Der von der Verbandsversammlung beschlossene Rechnungsabschluss ist unverzlglich der
Landesregierung vorzulegen. In der Niederschrift (iber die Sitzung der Verbandsversammlung, in der der
Rechnungsabschluss beschlossen wird, ist gesondert darauf hinzuweisen, ob sich gegentiber dem bereits
ubermittelten Entwurf des Rechnungsabschlusses noch Veranderungen ergeben haben. Die Niederschrift
ist der Landesregierung unverziiglich vorzulegen.*

4. Im § 35 wird folgender Abs. 3 angefigt:

»(3) § 8 Abs. 7 in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020 tritt rickwirkend mit 16. Marz
2020 in Kraft; die Ubrigen Bestimmungen treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. § 5
Abs. 5, 8 8 Abs. 7 und § 12 Abs. 4 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufier Kraft.”

Artikel 7
Anderung des NO Landes-Bedienstetengesetzes (NO LBG)

Das NO Landes-Bedienstetengesetz, LGBI. 2100, wird wie folgt geandert:

1. Nach 8 46 Abs. 5 wird folgender Abs. 5a eingefligt:

,»(5a) Abweichend von Abs. 5 kann zur Verfolgung &ffentlicher Interessen fiir den nicht verfallenen
Erholungsurlaub aus vorangegangenen Kalenderjahren im Umfang von maximal 80 Stunden der
Verbrauch durch kalendermaRige Festsetzung angeordnet werden, sofern die oder der Bedienstete
dienstfahig ist und der Dienstbetrieb flir einen mindestens sechs Werktage andauernden Zeitraum
erheblich eingeschrankt ist. Flr Bedienstete, die in einem Kalenderjahr aufgrund von angeordneten
Urlaubssperren oder aus anderen gerechtfertigten Grinden der Verbrauch des Erholungsurlaubes
eingeschrankt oder nicht moglich war, ist diese dienstgeberseitige Anordnungsmdglichkeit unzulassig.
Bediensteten, deren Dienstzeit in § 33 Abs. 5 geregelt ist, kann abweichend vom ersten Satz maximal ein
Verbrauch von 16 Stunden Erholungsurlaub durch kalenderméBige Festsetzung angeordnet werden.*

2. Im 8§ 98 wird folgender Abs. 7 angefugt:

»(7) Der Fortlauf von laufenden gesetzlichen und vertraglichen Verjahrungs- und Verfallfristen
betreffend Anspriiche aus dem Dienstverhaltnis, die am 16. Mérz 2020 laufen oder nach diesem Tag zu
laufen beginnen, wird bis 30. April 2020 gehemmt. Dauert die COVID-19 Krisensituation Uber diesen
Termin hinaus an, so hat die Landesregierung durch Verordnung den festgesetzten Endtermin 30. April
2020 zu verl&ngern, nicht jedoch tber den 31. Dezember 2020 hinaus.*
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3. Im § 218 wird folgender Abs. 10 angefiigt:

»(10) §§ 46 Abs. 5a und 98 Abs. 7 in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020 treten mit
Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und mit 31. Dezember 2020 auBer Kraft.«

Artikel 8
Anderung der Dienstpragmatik der Landesbeamten 1972 (DPL 1972)

Die Dienstpragmatik der Landesbeamten 1972, LGBI. 2200, wird wie folgt geéndert:

1. Im § 1 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

(6) § 98 Abs. 7 des NO Landes-Bedienstetengesetzes (NO LBG), LGBI. 2100, findet auf Beamte
nach diesem Gesetz sinngeméfle Anwendung.
2. Im 8§ 41 wird folgender Abs. 11 angefigt:

»(11) Die Bestimmungen des § 46 Abs.5a NO LBG findet auf Beamte nach diesem Gesetz
sinngemal Anwendung. Auf Beamte des Dienstzweiges Nr. 53 (Kindergartendienst) findet der letzte Satz
des § 46 Abs. 5a NO LBG sinngemal Anwendung.*

3. Im § 189 wird folgender Abs. 9 angefiigt:

»(9) §§ 1 Abs. 6 und 41 Abs. 11 in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020 treten mit
Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und mit 31. Dezember 2020 aufler Kraft.«

Artikel 9
Anderung des Landes-Vertragsbedienstetengesetzes (LVBG)

Das Landes-Vertragsbedienstetengesetz, LGBI. 2300, wird wie folgt geandert:

1. Im 8 1 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

A(6) §98 Abs.7 des NO Landes-Bedienstetengesetzes (NO LBG), LGBI. 2100, findet auf
Vertragsbedienstete nach diesem Gesetz sinngeméfle Anwendung.*

2. Im § 43 wird folgender Abs. 9 angefligt:

(9) Die Bestimmungen des § 46 Abs. 5a NO LBG findet auf Vertragshedienstete nach diesem
Gesetz sinngemall Anwendung. Auf Vertragsbedienstete des Dienstzweiges Nr. 53 (Kindergartendienst)
findet der letzte Satz des § 46 Abs. 5a NO LBG sinngemifl Anwendung.*

3. Im § 70 wird folgender Abs. 9 angefligt:

»(9) §§ 1 Abs. 6 und 43 Abs. 9 in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020 treten mit
Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und mit 31. Dezember 2020 auf3er Kraft.«

Artikel 10
Anderung des NO Gleichbehandlungsgesetzes

Das NO Gleichbehandlungsgesetz, LGBI. 2060, wird wie folgt gedndert:

1. Nach § 16 werden folgende 88 17 und 18 angefiigt:
»§ 17
Inkrafttreten

§ 18 in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr.34/2020 tritt mit Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft und mit 31. Dezember 2020 auBer Kraft.

§18
Bestimmungen in Zusammenhang mit COVID-19

Der Fortlauf einer am 16. Marz 2020 laufenden oder nach diesem Tag zu laufen beginnenden 14-
tatigen Frist nach 8 7 Abs. 1 wird bis 30. April 2020 gehemmt. Dauert die COVID-19 Krisensituation
uber diesen Termin hinaus an, so hat die Landesregierung durch Verordnung den festgesetzten Endtermin
30. April 2020 zu verléngern, nicht jedoch tber den 31. Dezember 2020 hinaus.*
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Artikel 11
Anderung der NO Gemeindebeamtendienstordnung 1976 (GBDO)

Die NO Gemeindebeamtendienstordnung 1976, LGBI. 2400, wird wie folgt geandert:

1. Nach § 89 Abs. 6 wird folgender Abs. 6a eingefugt:

»(6a) Abweichend von Abs. 6 kann zur Verfolgung 6ffentlicher Interessen flir den nicht verfallenen
Erholungsurlaub aus vorangegangenen Kalenderjahren im Umfang von maximal 80 Stunden der
Verbrauch durch kalendermdRige Festsetzung angeordnet werden, sofern der Gemeindebeamte
dienstféhig ist und der Dienstbetrieb fiir einen mindestens sechs Werktage andauernden Zeitraum
erheblich eingeschrankt ist. Fur Gemeindebeamte, denen in einem Kalenderjahr aufgrund von
angeordneten Urlaubssperren oder aus anderen gerechtfertigten Grinden der Verbrauch des
Erholungsurlaubes  eingeschrdnkt oder nicht mdglich war, ist diese dienstgeberseitige
Anordnungsmdglichkeit unzuldssig. Gemeindebeamte, deren Dienstzeit in § 32a Abs. 6 geregelt ist, kann
abweichend vom ersten Satz maximal ein Verbrauch von 16 Stunden Erholungsurlaub durch
kalenderméBige Festsetzung angeordnet werden.*

2. Im § 165 erhalt der bisherige Text die Bezeichnung Abs. 1. Folgender Abs. 2 wird angefligt:

»(2) §89 Abs.6a in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020 tritt mit dem der
Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auBer Kraft.”

3. In der Anlage B wird nach der 25. Ubergangsbestimmung folgende Ubergangsbestimmung angefiigt:
,»26. Ubergangsbestimmung zur GBDO-Novelle LGBI. Nr. 34/2020

Kann die Verpflichtung zur Absolvierung der Dienstpriifung gemal den 88 5 Abs. 6, 6 Abs. 4. 7
Abs. 2 oder einer Prifung gemédl 85 Abs. 5 aufgrund von Mallnahmen betreffend die COVID-19-
Pandemie nicht rechtzeitig erfullt werden, verléngert sich die fir die Absolvierung vorgesehene Frist um
ein Jahr.*

Artikel 12
Anderung des NO Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetzes 1976 (GVBG)

Das NO Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 1976, LGBI. 2420, wird wie folgt geandert:

1. Nach 8§ 31 Abs. 5 wird folgender Abs. 5a eingefligt:

,»(5a) Abweichend von Abs. 5 kann zur Verfolgung &ffentlicher Interessen flir den nicht verfallenen
Erholungsurlaub aus vorangegangenen Kalenderjahren im Umfang von maximal 80 Stunden der
Verbrauch durch kalenderméaBige Festsetzung angeordnet werden, sofern der Vertragsbedienstete
dienstfahig ist und der Dienstbetrieb fiir einen mindestens sechs Werktage andauernden Zeitraum
erheblich eingeschrankt ist. Fur Vertragsbedienstete, denen in einem Kalenderjahr aufgrund von
angeordneten Urlaubssperren oder aus anderen gerechtfertigten Grinden der Verbrauch des
Erholungsurlaubes  eingeschrankt oder nicht moglich war, ist diese dienstgeberseitige
Anordnungsmaoglichkeit unzuldssig. Vertragsbediensteten, deren Dienstzeit in 8 4b Abs. 6 geregelt ist,
kann abweichend vom ersten Satz maximal ein Verbrauch von 16 Stunden Erholungsurlaub durch
kalendermiBige Festsetzung angeordnet werden.*

2. Im § 55 wird folgender Abs. 8 angefligt:
~(8) §31 Abs.5a in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr.34/2020 tritt mit dem der
Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auBer Kraft.«
3. In der Anlage B wird nach der 28. Ubergangsbestimmung folgende Ubergangsbestimmung angefiigt:
,»29. Ubergangsbestimmung zur GVBG-Novelle LGBI. Nr. 34/2020

(1) Kann die Verpflichtung zur Absolvierung der Dienstpriifung gemaR den 8§ 2 Abs. 5, 3 Abs. 1
lit. f, 11 Abs. 3 oder der Ausbildung gemdl § 46b Abs. 4 aufgrund von MaRnahmen betreffend die
COVID-19-Pandemie nicht rechtzeitig erfillt werden, verlédngert sich die fir die Absolvierung
vorgesehene Frist um ein Jahr.

(2) Der Fortlauf von laufenden gesetzlichen und vertraglichen Verjahrungs- und Verfallfristen
betreffend Anspriiche aus dem Dienstverhaltnis, die am 16. Mérz 2020 laufen oder nach diesem Tag zu
laufen beginnen, wird bis 30. April 2020 gehemmt. Dauert die COVID-19 Krisensituation Uber diesen
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Termin hinaus an, so hat die Landesregierung durch Verordnung den festgesetzten Endtermin 30. April
2020 zu verl&ngern, nicht jedoch tiber den 31. Dezember 2020 hinaus.“

Artikel 13
Anderung der NO Gemeindebeamtengehaltsordnung 1976 (GBGO)

Die NO Gemeindebeamtengehaltsordnung 1976, LGBI. 2440, wird wie folgt ge4ndert:

In der Anlage B wird nach der 21. Ubergangsbestimmung folgende Ubergangsbestimmung angefiigt:
,,22. Ubergangsbestimmung zur GBGO-Novelle LGBI. Nr. 34/2020

Der Fortlauf von laufenden gesetzlichen Verjahrungs- und Verfallfristen betreffend Anspriiche aus
dem Dienstverhéltnis, die am 16. Mérz 2020 laufen oder nach diesem Tag zu laufen beginnen, wird bis
30. April 2020 gehemmt. Dauert die COVID-19 Krisensituation iber diesen Termin hinaus an, so hat die
Landesregierung durch Verordnung den festgesetzten Endtermin 30. April 2020 zu verldngern, nicht
jedoch Uber den 31. Dezember 2020 hinaus.*

Artikel 14
Anderung des NO Landesverwaltungsgerichtsgesetz (NO LVGG)

Das NO Landesverwaltungsgerichtsgesetz, LGBI. 0015, wird wie folgt gedndert:

1. Im § 8 werden folgende Abs. 11 und 12 angefiigt:

»(11) Der Priasident oder die Prasidentin kann die Beratung und Beschlussfassung der
Vollversammlung uber die Angelegenheiten nach Abs. 2 Z 1 und 2 durch Einholung einer Erklarung der
Mitglieder im Umlaufweg ersetzen. Der Prasident oder die Prasidentin hat dabei als Grundlage einen
Beschlussentwurf an die Mitglieder der Vollversammlung zu Ubermitteln.

(12) Die Abgabe der Erklarung nach Abs. 11 hat schriftlich bis zu einem vom Prasidenten oder der
Présidentin zu bestimmenden Zeitpunkt zu erfolgen, wobei eine Erklarung gultig ist, wenn sie bis zu
diesem Zeitpunkt einlangt. Der Beschlussentwurf soll nach Mdoglichkeit zwei Wochen vor diesem
Zeitpunkt an alle Mitglieder des Landesverwaltungsgerichtes (bermittelt werden. Diese konnen
schriftliche Berichte und Antrdge verfassen und verteilen lassen. Ein Antrag gilt im Umlaufweg als
beschlossen, wenn sich mehr als zwei Drittel der Mitglieder an der Beschlussfassung im Umlaufweg
beteiligt haben und der Antrag mehr als die Hilfte der Stimmen auf sich vereinigt.

2. 8 9 Abs. 9 zweiter Satz entfallt.

3. Im § 11 wird folgender Abs. 9 angefligt:

»(9) Soweit in den vorstehenden Absitzen nichts Abweichendes bestimmt wird, gilt hinsichtlich der
Beratung und Abstimmung § 14 sinngemaf.
4. 8§ 14 Abs. 6 lautet:

,(6) Die Beratung und Beschlussfassung im Senat kann unter Verwendung geeigneter technischer
Kommunikationsmittel erfolgen. Der Vorsitzende oder die Vorsitzende kann die Beratung und
Beschlussfassung auch im Wege der Einholung einer schriftlichen Zustimmung der anderen Mitglieder
des Senates zu einem vom Berichterstatter oder wvon der Berichterstatterin vorgelegten
Entscheidungsentwurf im Umlaufweg ersetzen, wenn keines der Mitglieder widerspricht.

Artikel 15
Anderung des NO Krankenanstaltengesetzes (NO KAG)

Das NO Krankenanstaltengesetz, LGBI. 9440, wird wie folgt gedndert:

1. Am Satzende von § 2 Abs. 3 lit. f wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende lit. g
angeflgt:
,»g) medizinische Versorgungseinrichtungen fiir an COVID-19 Erkrankte und Krankheitsverdachtige
fiir die Dauer der Pandemie.*

2. § 89c erhalt die Bezeichnung ,,In- und AuBerkrafttreten®.
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3. Im § 89c wird folgender Abs. 11 angeflgt:

»(11) Die Uberschrift des Hauptstiicks H und § 91 in der Fassung des Landesgesetzes LGBI.
Nr. 34/2020 treten sechs Monate nach ihrem Inkrafttreten aufler Kraft. §92 in der Fassung des
Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auler Kraft.”

4. Nach Hauptstiick G wird folgendes Hauptstiick H angeftgt:

»Hauptstiick H
Sonderbestimmungen fur Krisensituationen

§91

(1) Fir den Fall einer Epidemie, Pandemie, terroristischnen Bedrohung, kriegerischen
Auseinandersetzung oder sonstigen Krisensituation kénnen durch Verordnung der Landesregierung
Ausnahmen von den Anforderungen der 88 2a bis 2e, 3 bis 12, 16a, 16c¢, 17, 18, 18a, 19 Abs. 1, 19a, 19c,
19d, 21a, 22a, 27a bis 27d, 28, 37a, 37b, 38, 43 vorgesehen werden, wenn und solange dies auf Grund der
besonderen Situation erforderlich ist und der Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen
gewahrt bleibt.

(2) Verordnungen gemal Abs. 1 durfen fir eine Dauer von hdchstens sechs Monaten erlassen
werden.

§92

Der Fortlauf einer am 16. Marz 2020 laufenden oder nach diesem Tag zu laufen beginnenden Frist
nach 88 25 Abs. 2 und 47 Abs. 3 wird bis 30. April 2020 gehemmt.*

Artikel 16
Anderung des NO Sozialhilfegesetzes 2000 (NO SHG)
Das NO Sozialhilfegesetz 2000, LGBI. 9200, wird wie folgt geéndert:
1. Im Inhaltsverzeichnis wird im Abschnitt 2 nach der Zeile ,Hilfe bei stationdrer Pflege 12 folgender
Eintrag eingeflgt:
,»Sonderbestimmung fiir Hilfe bei stationdrer Pflege aufgrund von MafBnahmen zur Bekdmpfung von
COVID-19 13
2. Nach & 12 wird folgender § 13 eingefligt:
»$§ 13

Sonderbestimmungen fur Hilfe bei stationarer Pflege aufgrund von Malnahmen zur Bekampfung
von COVID-19

(1) Abweichend von § 12 ist Hilfe bei stationédrer Pflege zeitlich befristet zu gewahren, wenn die
Pflege und Betreuung in einer Ersatzeinrichtung, fiir welche fiir die Dauer der COVID-19 Krisensituation
mit dem Land NO ein Vertrag gemaR § 48 Abs. 3 abgeschlossen wurde, erfolgt. Die Leistung ist bis
langstens 31. Dezember 2020 zu befristen.

(2) Der in § 15 geregelte Einsatz der eigenen Mittel ist sinngemé&f anzuwenden.*

3. Nach § 50 Abs. 4 werden folgende Abs. 4a und Abs. 4b eingefiigt:

,(4a) Die Qualifikationsquote gemaR § 7 Abs. 2 der NO Wohn- und Tagesbetreuungsverordnung,
LGBI. 9200/8, darf fir Dauer der COVID-19 Krisensituation unterschritten werden, sofern eine
angemessene Pflege, die der Wahrung und Foérderung der Selbstandigkeit, Selbstbestimmung und
Selbstverantwortung der Bewohner dient, gewahrleistet ist.

(4b) Die bescheidméRig festgelegten Personalschlissel bzw. die bescheidméBig festgelegten
Mindestpersonalprasenzen dirfen fir die Dauer der COVID-19 Krisensituation unterschritten werden,
sofern eine angemessene Pflege, die der Wahrung und Forderung der Selbstandigkeit, Selbstbestimmung
und Selbstverantwortung der Bewohner dient, gewidhrleistet ist.*
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4. Im § 79 wird folgender Abs. 10 angefigt:

,»(10) Der den § 13 betreffende Eintrag im Inhaltsverzeichnis sowie die 8§ 13, 50 Abs. 4a und 4b in
der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 aufer
Kraft.“

Artikel 17
Anderung des NO Feuerwehrgesetzes 2015 (NO FG 2015)

Das NO Feuerwehrgesetz 2015, LGBI. Nr. 85/2015, wird wie folgt gedndert:

1. Im § 87 werden folgende Abs. 11 und 12 angefligt:

»(11) Fiir jene Feuerwehrkommandanten und Feuerwehrkommandantstellvertreter, die im Jahr 2018
zwischen dem 13. Méarz und dem 31. Dezember erstmalig gewéhlt wurden, verldngert sich die Frist
gemal § 70 Abs. 3 um ein Jahr. Dies gilt sinngemal flr Funktiondre gemaR § 72 Abs. 3.

(12) Die Fristen gemal § 68 Abs. 4 werden ab 13. Mérz 2020 bis zum 30. Juni 2020 unterbrochen
bzw. beginnen nicht zu laufen. Sie beginnen mit 1. Juli 2020 neu zu laufen.
2. Im § 88 wird folgender Abs. 5 angefugt:

»(5) § 87 Abs. 11 und 12 in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020 treten riickwirkend
am 13. Mirz 2020 in Kraft.«

Artikel 18
Anderung des NO Pflichtschulgesetzes 2018

Das NO Pflichtschulgesetz 2018, LGBI. Nr. 47/2018, wird wie folgt geéndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 113 folgender Eintrag angefigt:

,»§ 114 Besondere Erméchtigung der Landesregierung aus Anlass aulergewdhnlicher Ereignisse

2. Nach 8§ 113 wird folgender § 114 angeflgt:
»§ 114
Besondere Erméachtigung der Landesregierung aus Anlass auRergewdhnlicher Ereignisse

Die Landesregierung kann fur begrenzte Zeitrdume, in denen Mallnahmen nach Bundes- oder
Landesgesetzen zur Verhinderung des Entstehens oder zur Einddmmung oder Bekampfung wvon
nachteiligen Folgen von Epidemien, auBergewdhnlichen Ereignissen oder krisenhaften Entwicklungen
Auswirkungen auf den Regelungsbereich dieses Gesetzes haben, mit Verordnung von den schulzeitlichen
Bestimmungen (V1. Hauptstiick) abweichende Regelungen erlassen.*

Artikel 19
Anderung des NO Kindergartengesetzes 2006

Das NO Kindergartengesetz 2006, LGBI. 5060, wird wie folgt geandert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 38 folgender Eintrag eingefiigt:
,»$ 38a - Besondere Erméchtigung der Landesregierung aus Anlass aulergewohnlicher Ereignisse®

2. Nach & 38 wird folgender & 38a eingefligt:
»§ 38a
Besondere Ermachtigung der Landesregierung aus Anlass auRergewdhnlicher Ereignisse

(1) Die Landesregierung kann flir begrenzte Zeitrdume, in denen MaRnahmen nach Bundes- oder
Landesgesetzen zur Verhinderung des Entstehens oder zur Einddmmung oder Bek&mpfung von
nachteiligen Folgen von Epidemien, auRRergewohnlichen Ereignissen oder krisenhaften Entwicklungen
Auswirkungen auf den Regelungsbereich dieses Gesetzes haben, mit Verordnung von den Bestimmungen
dieses Gesetzes abweichende Regelungen erlassen.

(2) Die Regelungen gemaR Abs.1 kdnnen das verpflichtende Kindergartenjahr (§ 19a), das
Kindergartenjahr (§ 22) und das Kindergartenpersonal von Privatkindergarten (§ 34) betreffen.*
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Artikel 20
Anderung des NO Schul- und Kindergartenfondsgesetzes 2018

Das NO Schul- und Kindergartenfondsgesetz 2018, LGBI. Nr. 49/2018, wird wie folgt geandert:
Nach § 12 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefiigt:

.»(2a) Die oder der Vorsitzende kann in besonderen Situationen anordnen, dass Sitzungen des
Kuratoriums des NO Schul- und Kindergartenfonds ausnahmsweise in Form einer Videokonferenz
abgehalten werden. Die Bestimmungen des § 12 Abs. 3 bis 5 gelten sinngemaf.*

Artikel 21
Anderung des NO Landwirtschaftskammergesetzes

Das NO Landwirtschaftskammergesetz, LGBI. 6000, wird wie folgt geéndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis werden nach der Zeile ,.§ 46 Weitere Ubergangsbestimmungen folgende
Eintrage eingefigt:

»Abschnitt VIIIa
Sonderbestimmungen auf Grund von MaRnahmen zur Bekdmpfung von COVID-19

8§ 46a Sonderbestimmungen‘

2. Nach dem Abschnitt VIII wird folgender Abschnitt Vllla eingefigt:

»~Abschnitt VIIIa
Sonderbestimmungen auf Grund von MalRnahmen zur Bekampfung von COVID-19

§ 46a
Sonderbestimmungen

(1) Abweichend von §10 Abs.1 ist die Vollversammlung spétestens acht Wochen nach der
endglltigen Feststellung der Wahlergebnisse vom bisherigen Prasidenten (Vizeprésidenten) zu ihrer
Eréffnungssitzung einzuberufen.

(2) Abweichend von den 811 Abs. 1, 8§14, §16, 818, § 20 und 8§21 kénnen Kammerorgane
Beschlusse im Umlaufweg oder in einer Video- oder Telefonkonferenz fassen. Die Beschlussfassung im
Umlaufweg hat in der Weise zu erfolgen, dass der Antrag vom Vorsitzenden allen Mitgliedern zugeleitet
wird. Die Beschlussfassung im Umlaufweg kommt rechtmaRig zustande, wenn sich die sonst flr die
Anwesenheit erforderliche Anzahl von Mitgliedern an der Beschlussfassung im Umlaufweg beteiligt und
der Antrag die erforderliche Mehrheit erhalten hat. SinngemafRes gilt fir die Video- oder
Telefonkonferenz.

(3) Abweichend von 8 12 und § 18 Abs. 7 letzter Halbsatz darf eine Sitzung der Vollversammlung
ohne Offentlichkeit abgehalten werden, wenn ein schriftlicher Bericht (iber die wesentlichen
Tagesordnungspunkte, jedenfalls (ber die gefassten Beschliisse, innerhalb von drei Tagen nach der
Sitzung auf der Homepage der Landes-Landwirtschaftskammer veréffentlicht wird. Dieser Bericht muss
zumindest bis zur néchsten Vollversammlung abrufbar sein.*

3. Im § 48 werden folgende Abs. 7 und 8 angefiigt:

,»(7) Die Eintrige zum Abschnitt VIITa und § 46a im Inhaltsverzeichnis und § 46a Abs. 1 in der
Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020 treten rlckwirkend mit 6. April 2020 in Kraft. § 46a
Abs. 2 und 3 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.
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(8) Die Eintrdge zum Abschnitt VIlla und 8§ 46a im Inhaltsverzeichnis und der gesamte Abschnitt
VIlla treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 auBer Kraft.«

Artikel 22
Anderung des NO Landarbeiterkammergesetzes

Das NO Landarbeiterkammergesetz, LGBI. 9000, wird wie folgt geandert:

1. Nach dem Abschnitt VI wird folgender Abschnitt Vla eingefiigt:

»Abschnitt Via
Sonderbestimmungen auf Grund von MaRnahmen zur Bekdmpfung von COVID-19

§ 35a
Sonderbestimmung

Abweichend von 8 9 Abs. 2 kann fir die Dauer der Geltung von MalRnahmen betreffend die COVID-
19-Pandemie die Abhaltung der konstituierenden Sitzung der Vollversammlung verschoben werden.*

2. Im 8§ 37 wird folgender Abs. 6 angefugt:

,»(6) Abschnitt Vla in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 34/2020 tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2020 auB3er Kraft.”

Artikel 23
Anderung des NO Volksbegehrens-, Volksabstimmungs- und Volksbefragungsgesetz
(NO VVVG)

Das NO Volksbegehrens-, Volksabstimmungs- und Volksbefragungsgesetz, LGBI. Nr. 10/2018,
wird wie folgt geéndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird folgender Eintrag angefigt:
,,$ 89a Sonderbestimmungen in Zusammenhang mit COVID-19*

2. Im § 88 wird folgender Abs. 4 angefligt:

»(4) Der Eintrag zu 8§ 89 im Inhaltverzeichnis und § 89a in der Fassung des Landesgesetzes LGBI.
Nr. 34/2020 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember
2020 auBer Kraft.«

3. Nach & 89 wird folgender § 89a angefligt:
»§ 8%
Sonderbestimmungen in Zusammenhang mit COVID-19

(1) Werden durch MaRnahmen, die zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 getroffen
werden, die Bewegungsfreiheit oder der zwischenmenschliche Kontakt eingeschrankt, so werden die in
§7 Abs. 1, § 10 Abs. 1, § 22 Abs. 1, § 27 Abs. 1, 8 30 Abs. 1, § 43 Abs. 1 und 2, § 68 Abs. 1, § 69 Abs. 3
und 8 70 festgelegten Fristen fiir diesen Zeitraum gehemmt.

(2) In Zusammenhang mit Volksbegehren werden auch die Fristen fur die spatestmdglichen
Abgaben von Unterstiitzungserklarungen sowie die Einbringung von Einleitungsantrdgen entsprechend
gehemmt.

(3) Fiir die Dauer der MaRnahmen (Abs. 1) sind allenfalls gemaR § 10 Abs. 5 und § 30 Abs. 5 bereits
festgelegte Eintragungszeitrdume abzuberaumen und nach Wegfall der MaBnahmen neu festzusetzen. Die
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diesbeziiglichen Entscheidungen haben auch einen neuen Stichtag zu enthalten. Zwischen dem Tag der
Verlautbarung und dem ersten Tag des Eintragungszeitraums muss ein Zeitraum von mindestens acht
Wochen liegen. Beide Entscheidungen sind auf der Amtstafel des Amtes der Niederdsterreichischen
Landesregierung sowie im Internet zu verlautbaren.*

Der Prasident

Wilfing

Die Landeshauptfrau

Mikl-Leitner
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	1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach dem Eintrag zu § 38 folgender Eintrag eingefügt:
	2. Nach § 38 wird folgender § 38a eingefügt:


	Artikel 20
	Änderung des NÖ Schul- und Kindergartenfondsgesetzes 2018
	Nach § 12 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:


	Artikel 21
	Änderung des NÖ Landwirtschaftskammergesetzes
	1. Im Inhaltsverzeichnis werden nach der Zeile „§ 46 Weitere Übergangsbestimmungen“ folgende Einträge eingefügt:


	„Abschnitt VIIIa
	Sonderbestimmungen auf Grund von Maßnahmen zur Bekämpfung von COVID-19
	2. Nach dem Abschnitt VIII wird folgender Abschnitt VIIIa eingefügt:


	„Abschnitt VIIIa
	Sonderbestimmungen auf Grund von Maßnahmen zur Bekämpfung von COVID-19
	3. Im § 48 werden folgende Abs. 7 und 8 angefügt:


	Artikel 22
	Änderung des NÖ Landarbeiterkammergesetzes
	1. Nach dem Abschnitt VI wird folgender Abschnitt VIa eingefügt:


	„Abschnitt VIa
	Sonderbestimmungen auf Grund von Maßnahmen zur Bekämpfung von COVID-19
	2. Im § 37 wird folgender Abs. 6 angefügt:


	Artikel 23
	Änderung des NÖ Volksbegehrens-, Volksabstimmungs- und Volksbefragungsgesetz (NÖ VVVG)
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird folgender Eintrag angefügt:
	2. Im § 88 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	3. Nach § 89 wird folgender § 89a angefügt:
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